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Bericht 

des Bautenausschusses 

über die Regierungsvorlage (733 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Wasserbau­

tenförderungsgesetz 1985 geändert wird 

Ziel der vorliegenden Regierungsvorlage ist die 
intensivere Inangriffnahme der Reinigung der 
Abwässer zur Entlastung der zum Teil stark verun­
reinigten Fließgewässer, um eine zufriedenstellende 
W ~ssergüte sicherzustellen. Dies soll insbesondere 
dUi,"ch Verbesserung der Förderung durch günsti­
gere Darlehensbedingungen für öffentliche Entsor­
gungsanlagen und für betriebliche Kläranlagen 
sowie durch eine Sonderförderung von betriebli­
chtn Abwässermaßnahmen der die Gewässer 
besonders belastenden Betriebe erfolgen. Weiters 
ist· unter bestimmten Voraussetzungen der Ersatz 
von Darlehensteilen durch einen nichtrückzahlba­
ren Beitrag vorgesehen. 

Der Bautenausschuß hat die gegenständliche 
Re'gierungsvorlage in seiner Sitzung am 25. Okto­

. be~ 1985 in Verhandlung genomfllen .. 

N ach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Ve t t e r, Dip\.­
lng. Heinz G ra b n e r, Sc h e m e r, S c h war -
zen b erg e r, Ei g r u b er, . Hof er, 
Rem p I bau e rund Dr. S c h w i m m e r sowie 
der Ausschußobmann Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. 
K e i m e I und der Bundesminister für Bauten und 
Technik Dr. Üb 1 eis beteiligten, wurde der 
Gesetzentwurf in der Fassung eines gemeinsamen 
Abänderungsantrages der Abgeordneten Dipl.-lng. 

Veleta 

Berichterstatter 

Heinz G r a b n e r, V e t t e rund Ei g r u b e r 
einstimmig angenommen. 

Zu dem erwähnten Abänderungsantrag zu 
Art. III Abs. 1 wird bemerkt: 

Durch die Ergänzung des Zitates soll erreicht 
werden, daß die längstrriögliche Darlehenslaufzeit 
für Anlagen zum Schutz von Grundwasserschon­
und Grundwasserschutzgebieten auch in Fällen 
zuerkannt werden kann, in denen bereits eine Zusi­
cherung ergangen ist. Voraussetzung ist; daß die 
Endabrechnung noch nicht erfolgt ist. Der neue 
letzte Satz des Absatzes 1 wurde angefügt, um 
Betriebe, die bereits Maßnahmen im Interesse der 
Gewässerreinhaltung ergriffen haben, in ihren Dar­
lehenskonditionen der neuen Rechtslage anpassen 
zu können. 

Der Bautenausschuß vertritt in Zusammenhang 
mit den Beratungen über die Änderungen des Was­
serbautenförderungsgesetzes die Auffassung, daß 
mit dem Österreichischen Städtebund und dem 
Österreichischen Gemeindebund über eine Vertre­
tung beider -Verbände in der Wasserwirtschafts­
fondskommission unverzüglich Gespräche aufge­
nommen werden sollen. 

Der Bautenausschuß stellt somit den An t rag, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundesregie­
rung vorgelegten Gesetzentwurf (733 der Beilagen) 
mit der a n g e s chi 0 s sen e n A b ä n der u n g /. 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1985 1025 

Dipl.-Kfm. Dr. Keimel 
Obmann 
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Abänderung 

zum Gesetzentwurf in 733 der Beilagen 

Im Art. III Abs. 1 wird das Zitat ,,§ 17 Abs. 1 Z 1 
und" durch das Zitat,,§ 17 Abs. 1Z 1 und 2 sowie" 
ersetzt und folgender Satz angefügt: 

"Bei Darlehen für Maßnahmen im Sinne_des § 14 
Abs. 2 Z 2 kann auf Antrag des Förderungsnehmers 
die Laufzeit bis auf das in § 17 Abs. 1 Z 3 in der 
Fassung des Art. I vorgesehene Ausmaß erstreckt 
werden, auch wenn das Förderungsausmaß endgül­
tig festgestellt ist." 
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